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Zusammenarbeit zwischen den Staaten Lateinamerikas und
der Karibik und den Staaten Westafrikas bei der Bekämpfung
des Drogenverkehrs verbessert werden kann594;

23. begrüßt die laufenden Anstrengungen zur Stär-
kung der regionalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
des unerlaubten Drogenverkehrs und der Abzweigung von
chemischen Ausgangsstoffen, die von den Mitgliedern der
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, der Shanghaier Organi-
sation für Zusammenarbeit, der Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit (ECO), der Organisation des Vertrags
über kollektive Sicherheit, der Eurasischen Gruppe zur Be-
kämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung
sowie von anderen zuständigen subregionalen und regionalen
Organisationen unternommen werden, darunter die Verab-
schiedung des Aktionsplans betreffend die Bekämpfung des
Terrorismus, des unerlaubten Drogenverkehrs und der orga-
nisierten Kriminalität auf der unter der Schirmherrschaft der
Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit am 27. März
2009 in Moskau abgehaltenen Sonderkonferenz595 und die
Anstrengungen im Rahmen des ständigen Mechanismus zur
Suchtstoffbekämpfung „Channel“;

24. anerkennt die sonstigen laufenden regionalen An-
strengungen zur Bekämpfung des unerlaubten Drogenver-
kehrs, beispielsweise diejenigen der für Drogenfragen zustän-
digen hochrangigen Amtsträger des Verbands Südostasiati-
scher Nationen, die auf ihrer dreißigsten Tagung vom
29. September bis 20. Oktober 2009 in Phnom Penh den Ar-
beitsplan des Verbands zur Bekämpfung der Gewinnung un-
erlaubter Drogen, des Verkehrs damit und ihres Konsums
(2009-2015) verabschiedeten, mit dem Ziel, Südostasien bis
2015 drogenfrei zu machen;

25. fordert die zuständigen Organisationen und Institu-
tionen der Vereinten Nationen und die sonstigen internationa-
len Organisationen auf und bittet die internationalen Fi-
nanzinstitutionen, einschließlich der regionalen Entwick-
lungsbanken, Drogenkontrollfragen durchgängig in ihre Pro-
gramme aufzunehmen, und fordert das Büro der Vereinten
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung auf, seine
führende Rolle bei der Bereitstellung sachdienlicher Informa-
tionen und technischer Hilfe auch weiterhin wahrzunehmen;

26. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs596 und ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung einen Bericht
über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 64/238

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 24. Dezember 2009
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 86 Stimmen bei 23 Ge-
genstimmen und 39 Enthaltungen, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/64/439/Add.3, Ziff.18)597:

Dafür: Afghanistan, Albanien, Andorra, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Armenien, Australien, Belgien, Bosnien und Her-
zegowina, Botsuana, Bulgarien, Burundi, Chile, Costa Rica,
Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana,
Griechenland, Guatemala, Guyana, Haiti, Irak, Irland, Island, Isra-
el, Italien, Jamaika, Japan, Kanada, Kasachstan, Kroatien, Lett-
land, Libanon, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
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Vorgehen gegen die Zwangsarbeit im gesamten Land so weit
wie möglich auszudehnen und die Empfehlungen der Unter-
suchungskommission der Internationalen Arbeitsorganisation
vollständig umzusetzen;

21. stellt fest, dass die Regierung Myanmars bei der
Erbringung humanitärer Hilfe für die von dem Wirbelsturm
„Nargis“ betroffenen Menschen mit der internationalen Ge-
meinschaft, einschließlich der Vereinten Nationen, weiter zu-
sammenarbeitet, legt der Regierung Myanmars in Anbetracht
des anhaltenden humanitären Bedarfs nahe, dafür zu sorgen,
dass die Kooperation bestehen bleibt, und befürwortet die
Fortführung des Mechanismus der Dreiparteien-Kerngruppe;

22. fordert die Regierung Myanmars auf, den Verein-
ten Nationen, internationalen humanitären Organisationen
und ihren Partnern rasch sicheren, vollen und ungehinderten
Zugang zu allen Teilen Myanmars, einschließlich Konflikt-
und Grenzgebieten, zu garant




